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Anlage 1 


Entwurf 

eines Wahlprüfungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Über die Gültigkeit der Wahlen zum Bundestag 
entscheidet vorbehaltlich der Beschwerde gemäß 
Artikel 41 Absatz 2 des Grundgesetzes der Bundes- 
tag. 

(2) Soweit eine Wahl für ungültig erklärt wird, ist 
zugleich darüber Bestimmung zu treffen, ob und 
in welchem Umfang sie zu wiederholen ist. 

§ 2 

(1) Die Prüfung erfolgt nur auf Einspruch. 

(2) Den Einspruch kann jeder Wahlberechtigte 
einlegen. 

(3) Der Einspruch ist schriftlich beim Bundestag 
einzureichen und zu begründen; bei gemeinschaft- 
lichen Einsprüchen soll ein bevollmächtigter Ver- 
treter benannt werden. 

(4) Der Einspruch muß binnen eines Monats nach 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses beim Bun- 
destag eingehen. 

(5) Die Vorschriften gelten entsprechend beim Er- 
werb der Mitgliedschaft durch Nachwahl oder 
durch Nachrücken in der Liste. 

§ 3 

(1) Die Entscheidung des Bundestages wird durch 
den Wahlprüfungsausschuß vorbereitet. 

(2) Der Wahlprüfungsausschuß besteht aus 15 
Mitgliedern und 15 Stellvertretern. Er wird vom 
Bundestag für die Dauer der Wahlperiode ge- 
wählt. In ihm sollen alle Fraktionen des Bundes- 
tages vertreten sein. 

(3) Der Wahlprüfungsausschuß wählt mit Stim- 
menmehrheit aus seiner Mitte den Vorsitzenden 
und seinen Stellvertreter sowie den Schriftführer. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
ältesten Mitgliedes. 
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§ 4 

Der Wahlprüfungsausschuß ist beschlußfähig, 
wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an- 
wesend ist. Er beschließt mit Stimmenmehrheit; 
bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden. 

§ 5 

(1) Die Sitzungen des Wahlprüfungsausschusses 
sind öffentlich. 

(2) Der Wahlprüfungsausschuß bestimmt selbst 
seine Tagesordnung und Termine. Der Präsident 
des Bundestages ist berechtigt, ebenfalls Sitzungen 
anzuberaumen. 

§ 6 

(1) Der Vorsitzende bestimmt für jeden Einspruch 
einen Berichterstatter, der vor dem Ausschuß den 
Sachverhalt vorträgt und sein Rechtsgutachten 
abgibt. 

(2) Zu den Verhandlungsterminen ist mindestens 
eine Woche vorher derjenige zu laden, der den 
Einspruch eingelegt hat. Wenn mehrere Personen 
gemeinschaftlich Einspruch eingelegt haben, genügt 
die Ladung eines Bevollmächtigten (§ 2 Absatz 3) 
oder eines der Antragsteller. 

(3) Von dem Verhandlungstermin sind gleichzeitig 
zu benachrichtigen 

a) die Abgeordneten des Bundestages, 

b) der Bundesminister des Innern. 

(4) Die nach Absatz 2 und 3 Beteiligten haben das 
Recht auf Akteneinsicht. 

§ 7 

(1) Der Ausschuß prüft, ob der Einspruch form- 
und fristgerecht eingelegt ist. Wenn dies der Fall 
ist, verhandelt er darüber, ob der Einspruch be- 
gründet ist. Er kann Auskünfte beiziehen, Zeugen 
und Sachverständige vernehmen und vereidigen. 
Die Gerichte und Verwaltungsbehörden haben ihm 
Rechts- und Amtshilfe zu leisten. 

(2) Die auf Grund der Ladung oder Benachrichti- 
gung Erschienenen sind zu hören. Wenn mehrere 
Personen gemeinschaftlich Einspruch eingelegt ha- 
ben, haben die Erschienenen, sofern kein bevoll- 
mächtigter Vertreter erschienen ist, einen Wort-' 
führer zu benennen; er ist zu hören. 

(3) Über die Verhandlung ist eine Niederschrift 
aufzunehmen. 

§ 8 

(1) Der Wahlprüfungsausschuß berät in nicht- 
öffentlicher Sitzung über das Ergebnis der Ver- 
handlung. 
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(2) Der Beschluß über jeden Einspruch ist schrift- 
lich abzufassen. Er enthält den Vorschlag des Aus- 
schusses an den Bundestag, hat den Tatbestand 
festzustellen und die Rechtsgründe darzulegen. 
Jedes Mitglied des Ausschusses ist berechtigt, seine 
von dem Mehrheitsgutachten abweichende Mei- 
nung schriftlich niederzulegen und zu begründen. 

(3) Die Beschlüsse des Wahlprüfungsausschusses 
sind dem Bundestag in einem schriftlichen Bericht 
vorzulegen, der durch mündliche Ausführungen 
vom Ausschuß gewählter Berichterstatter ergänzt 
werden kann. Der Bericht wird wenigstens drei 
Tage vor der Beratung im Bundestag an sämtliche 
Abgeordnete verteilt. 

(4) Mitglieder oder Stellvertreter können bei der 
Beschlußfassung nur mitwirken, wenn sie an der 
Verhandlung über den Gegenstand in vollem Um- 
fang teilgenommen haben. 

§ 9 

(1) Der Bundestag beschließt nach Maßgabe seiner 
Geschäftsordnung über die Vorschläge des Aus- 
schusses. Soweit er ihnen nicht zustimmt, sind sie 
an den Ausschuß zurückzuweisen. Dabei kann der 
Bundestag dem Ausschuß bestimmte Weisungen 
erteilen und ihm die Nachprüfung bestimmter 
rechtlicher oder tatsächlicher Umstände aufgeben. 

(2) Die Entscheidung des Bundestages über das Er- 
gebnis der Prüfung ist den Antragstellern (§ 6 
Absatz 2) und den von der Entscheidung betrof- 
fenen Abgeordneten unter Mitteilung der Gründe 
und einer Rechtsmittelbelehrung zuzustellen. 

§ 10 

Ergeben sich Zweifel, ob ein Abgeordneter im 
Zeitpunkt der Wahl wählbar war, so kann auch 
nach Ablauf der Einspruchsfrist (§ 2 Absatz 4) der 
Präsident des Bundestages oder eine Minderheit 
des Bundestages, die wenigstens ein Fünftel der 
gesetzlichen Mitgliederzahl umfaßt, Einspruch 
gegen die Gültigkeit der Wahl einlegen. Der Wahl- 
prüfungsausschuß kann in diesem Fall die Öffent- 
lichkeit seiner Sitzungen ausschließen. 

§ 11 

Nach den Vorschriften dieses Gesetzes ist auch 
darüber zu entscheiden, ob ein Abgeordneter des 
Bundestages die Mitgliedschaft nachträglich ver- 
loren hat (Artikel 41 Absatz 1 Satz 2 des Grund- 
gesetzes). Der Antrag an den Bundestag kann 
jederzeit gestellt werden. 

§ 12 

Stellt der Bundestag fest, daß die Wahl eines Ab- 
geordneten ungültig ist, oder daß ein Abgeordneter 
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die Mitgliedschaft verloren hat, so ruhen, falls der 
Bundestag in seiner Entscheidung nichts anderes 
bestimmt, bis zur Rechtskraft der Entscheidung die 
Rechte und Pflichten des Abgeordneten; jedoch 
bleiben die Bestimmungen des Artikel 46 des 
Grundgesetzes unberührt. 

§ 13 

(1) Die Beschwerde gegen den Beschluß des Bun- 
destages über die »Gültigkeit einer Wahl oder des 
Erwerbs der Mitgliedschaft im Bundestage oder 
über deren Verlust können der Abgeordnete, 
dessen Mitgliedschaft bestritten ist, eine Minder- 
heit des Bundestages, die wenigstens ein Fünftel 
der gesetzlichen Mitgliederzahl umfaßt, sowie min- 
destens hundert Wahlberechtigte, deren Einspruch 
gegen die Gültigkeit einer Wahl nicht stattgegeben 
worden ist, binnen eines Monats seit der Beschluß- 
fassung im Bundestag beim Bundesverfassungs- 
gericht erheben. Im Fall des § 10 dieses Gesetzes 
steht das Beschwerderecht neben dem Abgeord- 
neten und einer Minderheit des Bundestages dem 
Präsidenten des Bundestages zu. 

(2) Für das Beschwerdeverfahren vor dem Bundes- 
verfassungsgericht gelten im übrigen die Vor- 
schriften des Gesetzes für das Bundesverfassungs- 
gericht. 

§ 14 

Bis zur Errichtung des Bundesverfassungsgerichts 
tritt an seine Stelle das Deutsche Obergericht für 
das Vereinigte Wirtschaftsgebiet, das nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes und seiner Verfahrensord- 
nung entscheidet. 

§ 15 

(1) Die Kosten des Verfahrens beim Bundestag 
trägt der Bund; die Beteiligten haben keinen An- 
spruch auf Erstattung von Auslagen. 

(2) Für das Beschwerdeverfahren regeln sich 
Kosten und Auslagen nach den Vorschriften, die 
für das Deutsche Obergericht für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet oder für das Bundesverfassungs- 
gericht gelten. 

§ 16 

Einsprüche, die vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes beim Bundestag eingelegt sind, gelten als 
fristgerecht eingelegt. 


§ 17 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Der Entwurf beschränkt die Prüfung der Wahlen zum ersten Bundes- 
tag auf strittige Wahlergebnisse und setzt in jedem Falle einen Ein- 
spruch voraus, andernfalls auf die Überprüfung der von den Landes- 
wahlleitern festgestellten Abstimmungsergebnisse verzichtet wird. 
Von einer Prüfung der Wahl zum ersten Bundestag von amtswegen 
war abzusehen, da die Feststellung des Wahlergebnisses gemäß § 23 
des Wahlgesetzes zum ersten Bundestag und zur ersten Bundesver- 
sammlung der Bundesrepublik Deutschland vom 15. Juni 1949 
(BGBL S. 21) lediglich auf Grund von Landesrecht durch Landes- 
organe erfolgt ist. Soweit indessen Einsprüche vorliegen, ist es Sache 
des Bundestages, darüber zu entscheiden. 

Die Wahlprüfung für den Bundestag erfolgt nach den Vorschriften 
des Grundgesetzes in Artikel 41 Absatz 1 und 2 und 137 Absatz 3 
und eines nach Artikel 41 Absatz 3 zu erlassenden Bundesgesetzes. 
Das Wahlgesetz vom 15. Juni 1949 (BGBl. S. 21) enthält keine Vor- 
schriften über Wahlprüfung und Wahlanfechtung, sondern nur über 
Ermittlung des Wahlergebnisses (§ 23). Daher muß die Wahlprüfung 
für den ersten Bundestag solange zurückgestellt werden, bis das 
Wahlprüfungsgesetz ergangen ist. Die Gesetzesvorlage ist deshalb 
dringlich, zumal da eine Reihe von Einsprüchen vorliegen. 

Das Grundgesetz weicht insofern von den früheren Reichsverfassun- 
gen ab, als die Wahlprüfung jetzt in zwei Instanzen erfolgt.. Artikel 
41 GG lehnt sich insofern an die Reichsverfassung voYi 1871 an, als 
er das Prinzip der Selbstprüfung der Legitimation des Parlaments 
zu Grunde legt, damit jedoch in zweiter Instanz ein gerichtliches 
Prüfungsverfahren verbindet. 

Dem Vorschlag des juristischen Ausschusses der Ministerpräsidenten, 
der für die Wahlprüfung nach dem Vorbild der Geschäftsordnung 
des Reichstages vom 10. Februar 1876 die Aufteilung des Parlaments 
in 7 Abteilungen und außerdem noch eine „Wahlprüfungskom- 
mission“ vorsieht, ist der vorliegende Entwurf nicht gefolgt. Eine 
solche Dreistufigkeit des Verfahrens in einer Instanz (Abteilung - 
Wählprüfungskommission - Plenum) erscheint, zumal im Hinblick auf 
die sich möglicherweise noch anschließende Beschwerdeinstanz, zu 
schwerfällig und der Arbeitslast eines modernen Parlaments nicht 
mehr angepaßt. 

Der Entwurf geht deshalb davon aus, daß die Entscheidung über die 
Wahlprüfung in einem nach richl erlichen Verfahrensgrundsätzen 
arbeitenden Wahlprüfungsausschuß vorbereitet und dann vom Ple- 
num auf Grund dieser Vorschläge getroffen wird. 

Über die materiellen Anfechtungsgründe ist, wie auch in den frühe- 
ren Regelungen, in dem Entwurf keine Bestimmung vorgesehen, weil 
diese Grundsätze in langjähriger Übung herausgearbeitet worden 
sind und entwicklungsfähig bleiben müssen. 

Es handelt sich somit um ein reines Verfahrensgesetz. Für das Ver- 
fahren vor dem Bundestag war dabei zu berücksichtigen, daß dem 
Parlament hier eine Sonderfunktion übertragen wird, auf die die 
dem Gesetzgebungsverfahren angepaßte Geschäftsordnung des Bun- 
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destages nicht anwendbar ist. Die Möglichkeit einer Regelung inner- 
halb der Geschäftsordnung des Bundestages ist daher durch Artikel 
41 Absatz 3 ausgeschlossen worden, der ein besonderes Bundesgesetz 
verlangt. 

Zu § 2 Absatz 2: 

Die Aktivlegitimation entspricht der auch früher üblichen Regelung. 
Ihr liegt der Gedanke zu Grunde, daß der Abgeordnete „Vertreter 
des ganzen Volkes“ ist (Artikel 38 des Grundgesetzes), und daß des- 
halb jeder Wahlberechtigte im Bundesgebiet ein berechtigtes Inter- 
esse an der Gültigkeit oder Ungültigkeit jedes Mandats hat. 

Zu § 3 Absatz 2: 

Wenn möglichst alle Fraktionen an dem Ausschußverfahren betei- 
ligt werden sollen, wird man die Zahl 15 nicht unterschreiten dür- 
fen. Im übrigen bietet diese Regelung die Möglichkeit einer stär- 
keren Aufgliederung der Geschäftslast, wodurch ein schneller Ablauf 
des Prüfungsverfahrens gefördert wird. 

Zu § 5 Absatz 1: 

Die Öffentlichkeit der Sitzungen ist — im Gegensatz zu den sonstigen 
Sitzungen der Parlamentsausschüsse — notwendig, weil es sich hier 
um ein gerichtsförmiges Verfahren handelt. 

Zu § 6 Absatz 3: 

Der Bundesminister des Innern, unter dessen Leitung die der Wahl- 
prüfung vorausgegangene Feststellung des Wahlergebnisses erfolgen 
wird, nimmt zweckmäßiger weise ohne Parteieigenschaft am Verfah- 
ren teil, um die aus seinen amtlichen Feststellungen sich ergebenden 
rechtlichen und tatsächlichen Gesichtspunkte Vorbringen zu können. 

Zu § 8: 

Der Vorschlag des Ausschusses an das Plenum muß eine nach Tenor, 
Tatbestand und Gründen vollständige Entscheidung enthalten, da 
die Vollversammlung des Bundestages angesichts der großen Zahl 
ihrer Mitglieder nicht im Stande ist, auch nur einen Teil des Wahl- 
prüfungsverfahrens selbst durchzuführen, und daher über den Vor- 
schlag des Ausschusses nur bejahend oder verneinend entscheiden 
kann. Daraus ergibt sich auch zwangsläufig, daß bei Nichtzustim- 
mung zu dem Vorschläge eine Zurückverweisung an den Ausschuß 
nötig ist, mindestens um das Votum nebst Tatbestand und Gründen 
neu zu formulieren, möglicherweise aber auch, um in das Verfahren 
erneut einzutreten. 

Zu § 10: 

Wenn nach Ablauf der Einspruchsfrist des § 2 Absatz 4 Tatsachen 
bekannt werden, die die Wählbarkeit eines Abgeordneten im Zeit- 
punkt der Wahl ausschließen, würde aus formellen Gründen eine 
Nachprüfung unterbleiben müssen, wenn nicht durch eine Sonderbe- 
stimmung die Möglichkeit eröffnet wird, daß — zwar nicht von jedem 
Wahlberechtigten, aber doch vom Präsidenten des Bundestages oder 
mindestens von einem Fünftel der Abgeordneten — die Wahlan- 
fechtung noch nachträglich betrieben werden kann. Diese Wahlan- 
fechtung unterscheidet sich dabei von der Vorschrift des § 11 da- 
durch, daß im letzteren Fall der Abgeordnete erst nach der Wahl 
sein passives Wahlrecht verloren hat. 
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Zu § 12: 

Infolge der Einfügung einer Beschwerdeinstanz in das Wahlprü- 
fungsverfahren könnte das Ausscheiden eines Abgeordneten auch in 
rechtlich klaren Fällen durch Einlegung des Rechtsmittels hinausge- 
schoben werden, eine politisch u. U. untragbare Folgerung (z. B. bei 
nachträglicher Kategorisierung als Hauptschuldiger oder Entmün- 
digung wegen Geisteskrankheit), der durch die Vorschrift über das 
Ruhen der Mitgliedschaftsrechte und -pflichten begegnet wird. Dabei 
sollen die Immunitätsrechte des Abgeordneten bis zur Rechtskraft 
der Entscheidung unangetastet bleiben; überdies wird es dem Bun- 
destag überlassen, in zweifelhaften Fällen zu bestimmen, daß die 
Mitgliedsrechte und -pflichten nicht ruhen. 

Zu § 13: 

Die Aktivlegitimation im Beschwerdeverfahren ist uneingeschränkt 
allen denjengen zugestanden worden, die von der Entscheidung des 
Bundes unmittelbar berührt werden. Wenn im übrigen für die Be- 
schwerde eine Mindestzahl von 100 Wahlberechtigten gefordert wird, 
so soll damit ein Mißbrauch des Beschwerderechts verhindert werden. 

Zu § 16: 

Diese Bestimmung bezieht sich nur auf die Wahl zum ersten Bundes- 
tag und soll die Berücksichtigung aller vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes eingelegten Einsprüche ermöglichen. 
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Anlage 2 


Än derungsvorschläge 

des Deutschen Bundesrates zum Entwurf eines Wahlprüfungsgesetzes 


1. § 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundestag stellt die Gültigkeit der Wahl der Abgeord- 
neten zum Bundestag fest.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Formulierung vermeidet ent- 
gegen dem Wortlaut der Regierungsvorlage Wieder- 
holungen des Wortlauts des Artikels 41 GG. 

2. § 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Prüfung erfolgt auf Einspruch; sie kann bis zur Be- 
schlußfassung gern. § 9 Absatz 1 auch von amtswegen er- 
folgen.“ 

Begründung : 

Es erscheint geboten, — übereinstimmend mit der 
Regelung der früheren einschlägigen Gesetzge- 
bung — eine Wahlprüfung nicht nur auf Einspruch, 
sondern auch von amtswegen zu ermöglichen. 

3. § 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Jeder Wahlberechtigte kann den Einspruch einlegen, soweit 
es sich um die Wahl im Bereich seines Wahlkreises oder um 
die Wahl nach den Landesergänzungsvorschlägen des Landes 
handelt, in dem er wahlberechtigt ist.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Beschränkung der Einspruchs- 
befugnis soll einer mißbräuchlichen Ausnutzung 
des Einspruchsrechtes Vorbeugen. Die Beschränkung 
hält sich im Rahmen des gemäß Artikel 41 GG ver- 
fassungsrechtlich Zulässigen. 

4. In § 2 Absatz 5 sind die Worte „ in der Liste“ zu ersetzen durch 
die Worte „aus der Liste“. 

Begründung: 

Der Vorschlag hat lediglich redaktionelle Bedeu- 
tung. 

5. § 5 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Wahlprüfungsausschuß bestimmt seine Tagesordnung 
und die Termine. Der Präsident des Bundestages ist gleich- 
falls berechtigt, unter Angabe der Tagesordnung Sitzungen 
zu bestimmen.“ 

Begründung: 

Auch diese Änderungsvorschläge haben wesentlich 
redaktionelle Bedeutung. 
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6. a) In § 6 Absatz 1 treten anstelle der Worte „für jeden Einspruch“ 

die Worte „für jeden Prüfungsfall“, 

b) § 6 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Innerhalb der gleichen Frist sind von dem Verhandlungs- 
termin die Abgeordneten des Bundestages, der Bundes- 
minister des Innern und der Landeswahlleiter zu benach- 
richtigen.“ 

Begründung : 

Der Abänderungsvorschlag zu a) wird durch die 
Einführung der Wahlprüfung von amtswegen not- 
wendig. 

Der Abänderungsvorschlag zu b) hat teils redak- 
tionelle Bedeutung, teils berücksichtigt er die auch 
in den weiteren Abänderungsvorschlägen zum Aus- 
druck kommende verstärkte Stellung des Landes- 
wahlleiters. 

7. § 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Ausschuß prüft, ob die gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Gültigkeit der Wahl erfüllt sind. Ist ein Einspruch 
erhoben, so prüft er, ob der Einspruch frist- und formgerecht 
eingelegt und sachlich begründet ist. Er hat die den Unter- 
suchungsausschüssen nach Artikel 44 Absatz 1 bis 3 des 
Grundgesetzes zustehenden Befugnisse.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Änderung rechtfertigt sich zum 
Teil aus der Zulassung der Wahlprüfung von amts- 
wegen. Durch die Bezugnahme auf die Befugnisse 
der Untersuchungsausschüsse gemäß Artikel 44 
Absatz 1 bis 3 GG soll der Gerichtsförmigkeit des 
Verfahrens besonders deutlich Rechnung getragen 
werden. 

8. In § 8 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

a) In § 8 Absatz 1 entfallen die Worte „über das Ergebnis der 
Verhandlung“. 

Begründung: 

Diese Worte können als überflüssig entfallen. 

b) Der bisherige Absatz 4 wird jetzt Absatz 2, die bisherigen 
Absätze 2 und 3 werden jetzt Absatz 3 und 4. 

Begründung : 

Der bisherige Absatz 4 ist systematisch richtig an 
den Absatz 1 anzufügen. 

c) In den nunmehrigen Absatz 3 treten anstelle der Worte 
„über jeden Einspruch“ die Worte „über jeden Prüfungsfall“ 
und anstelle der Worte „von dem Mehrheitsgutachten“ die 
Worte „von dem Mehrheitsbeschluß“. 

Begründung: 

Der erste Änderungsvorschlag resultiert wieder 
aus der Zulassung der Wahlprüfung von amtswegen, 
der zweite Vorschlag soll eine einheitliche Termi- 
nologie innerhalb des gleichen Gesetzes sicher- 
stellen. 
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9. Als § 8 a ist folgende neue Bestimmung einzufügen: 

„Von der Beratung und Beschlußfassung im Wahlprüfungs- 
ausschuß ist jeweils derjenige Abgeordnete ausgeschlossen, 
dessen Wahl zur Prüfung steht.“ 

Begründung: 

Es erscheint geboten, den von der Prüfung betrof- 
fenen Abgeordneten von der Mitwirkung im Wahl- 
prüfungsausschuß ausdrücklich auszuschiießen. 

lü. In § 9 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

a) In § 9 Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 gestrichen. 

Begründung: 

Bei Aufrechterhaltung von Satz 2 und 3 könnten 
sich im Hinblick insbesondere auf die Bestimmung 
des § 3 Absatz 2 — die ebenfalls noch einer näheren 
Nachprüfung durch den Bundestag bedarf — , Kom- 
plikationen im praktischen Ablauf des Wahlprü- 
fungsverfahrens ergeben. 

b) In § 9 Absatz 2 treten anstelle der Worte „den Antragstel- 
lern (§ 6 Absatz 2) und den von der Entscheidung betrof- 
fenen Abgeordneten“ die Worte „den Antragstellern (§ 6 
Absatz 2), den von der Entscheidung betroffenen Abgeord- 
neten und dem Landeswahlleiter“, 

Begründung: 

Der Vorschlag entspricht der angeregten verstärk- 
ten Stellung des Landeswahlleiters insbesondere im 
Hinblick auf dessen zu § 13 in Verbindung mit 
§ 11 des Regierungsentwurfs vor geschlagenen Be- 
schwerderechts. 

11. § 10 erhält folgende Fassung: 

„Ergeben sich nach der Beschlußfassung gern. § 9 Absatz 1 
Zweifel an der Gültigkeit der Wahl eines Abgeordneten, so 
findet auf Verlangen des Präsidenten des Bundestages, oder 
einer Minderheit des Bundestages, die wenigstens ein Fünftel 
der gesetzlichen Mitgliederzahl umfaßt, ein erneutes Wahl- 
prüfungsverfahren statt. Der Wahlprüfungsausschuß kann 
in diesem Verfahren die Öffentlichkeit seiner Sitzungen aus- 
schließen.“ 

Begründung : 

Die vorgeschlagene Änderung wird durch die Ein- 
führung der Wahlprüfung von am ts wegen erfor- 
derlich. 

12. In § 11 ist als Satz 3 anzufügen: 

„Das Antragsrecht steht auch dem zuständigen Landeswahl- 
leiter zu.“ 

Begründung: 

Die besondere Bedeutung der Fälle des § 11 läßt 
eine Antragsbefugnis des Landeswahlleiters als 
solchen erforderlich erscheinen. 


11 



13. Dem § 13 Absatz 1 ist folgender dritte Satz hinzuzufügen: 

„Im Falle des § 11 steht das Beschwerderecht auch dem 
Landeswahlleiter zu 

Begründung: 

Die Bedeutung der Fälle des § 11 läßt in Ergänzung 
der dort vorgeschlagenen Antragsbefugnis des Lan- 
deswahlleiters auch dessen Beschwerdeberechtigung 
geboten erscheinen. 

14. § 16 erhält folgende Fassung: 

„Einsprüche, die vor dem Inkrafttreten oder binnen eines 
Monats nach Inkrafttreten dieses Gesetzes beim Bundestag 
oder beim Landeswahlleiter eingelegt sind, gelten als frist- 
gerecht eingelegt.“ 

Begründung: 

Aus grundsätzlichen rechtsstaatlichen Erwägungen 
erscheint es erforderlich, für die in der Vergangen- 
heit liegenden Einspruchsfälle eine Frist innerhalb 
eines Monats nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorzusehen, da erst durch dieses Gesetz selbst die 
konkrete Regelung des Einspruchsverfahrens er- 
folgt. Insbesondere mit Rücksicht auf die in der 
Vergangenheit liegenden Fälle erscheint es auch 
weiterhin erforderlich, die Einspruchseinlegungen 
bei dem Landeswahlleiter als formgerecht erfolgt 
gelten zu lassen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Gegen die Änderungsvorschläge des Bundesrates zu den §§ 1, 2, 5, 
6, 7, 8, zur Einfügung des § 8 a, zu 9 Absatz 2, 10, 11, 13 und 16 
werden keine Bedenken erhoben. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Streichung der Sätze 2 und 3 
in Absatz 1 des § 9 kann jedoch nicht zugestimmt werden. Die 
Zurückverweisung eines Prüfungsfalles an den Wahlprüfungsaus- 
schuß ist nur auf Grund einer ausdrücklichen gesetzlichen 
Ermächtigung möglich, da das Wahlprüfungsverfahren vor dem 
Bundestag nicht durch Beschlüsse des Bundestages, auch nicht im 
Wege der Geschäftsordnung, geregelt werden kann, sondern nur 
durch ein nach Artikel 41 Absatz 3 des Grundgesetzes ergangenes 
Gesetz. 
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